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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nadi Artikel 77 des Grundgesetzes 
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Beriditerstatter: 

Abgeordneter Maier (Freiburg) 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle besdiließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 216. Sitzung am 27. Juni 
1957 beschlossene Erste Gesetz über Maßnahmen zum Schutz der 
Zivilbevölkerung — Drucksachen 1978, 3558, zu 3558 — wird nadi 
Maßgabe der in der Anlage zusammengefaßten Besdilüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über 
die Nr. 5 und 8 gemeinsam abtzustiimmen ist. 
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Anlage 


Änderungen 

des Ersten Gesetzes über Maßnahmen zum Schutz 
der Zivilbevölkerung 


1 . § 2 

In § 2 Satz 2 werden die Worte „und 
unter Haftung“ gestrichen. 

2. § 15 Abs. 2 

§ 15 Abs. 2 wird wie folgt neu gefaßt: 

„(2) Herangezogene Personen sind nach 
anderen gesetzlichen Vorschriften zum Ersatz 
des durch sie an mitgebrachten Sachen ver- 
ursachten Schadens nur verpflichtet, wenn 
sie den Schaden vorsätzlich herbeigeführt 
haben.“ 

3. § 19 Abs, 2 

§ 19 Abs. 2 wird gestrichen. 

4. § 20 Abs. 2 

In § 20 Abs. 2 werden die Worte „der 
Zivilrechtsweg“ ersetzt durch die Worte „der 
ordentliche Rechtsweg“. 

5. § 24 

§ 24 wird wie folgt neu gefaßt: 

4 24 

Die Aufbringung der für Luftschutzmaß- 
nahmen im öffentlich geförderten sozialen 
W ohnungsbau zusätzlich erforderlichen 
öffentlidien Mittel wird durch besonderes 
Gesetz geregelt werden.“ 

6. § 32 Abs. 1 

§ 32 Abs. 1 wird wie folgt neu gefaßt: 

„(1) Der Bund trägt die Kosten, die den 
Ländern und Gemeinden durch Aufstellung, 


Ausbildung und Ausrüstung des Luftschutz- 
hilfsdienstes, die Instandsetzung vorhandener 
und die Errichtung neuer öffentlicher Luft- 
schutzbauten einschließlich der Anlage und 
AuSiStattung der ortsfesten Einrichtungen des 
Luftschutzihilfsdienstes und der Entschädi- 
gungen, Ersatzleistungen und Erstattungen 
nach den § 13 Abs. 2, §§ 14, 15 Abs. 1 und 
§ 28 sowie durch die Sidierung von Kultur- 
gut, die Arzneimittelbevorratung und den 
örtlichen Alarmdienst erwachsen. Die Ver- 
pflichtung des Bundes beschränkt sich auf die 
Kosten von Luftschutzmaßnahmen, die durch 
dieses Gesetz, durch die zu ihm erlassenen 
Rechtsverordnungen und allgemeinen Ver- 
waltungsvorschriften und durch Weisungen 
der zuständigen Bundesbehörden vorgeschrie- 
ben werden. Sie erstreckt sich nicht auf per- 
sönliche und sächliche Verwaltungskosten.“ 

7. § 38 

§ 38 wird wie folgt neu gefaßt: 

4 38 

Die Senate der Länder Berlin, Bremen und 
Hamburg werden ermächtigt, die Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes über die Zuständigkeit 
von Behörden dem besonderen Verwaltungs- 
aufbau ihrer Länder anzupassen und insbe- 
sondere ZU bestimmen, welche Stellen die 
Aufgaben der Gemeinden nach Maßgabe die- 
ses Gesetzes walhrzunehmen haben.“ 

8. § 39 

In § 39 wird nach „§ 22 Abs. 1 Nr. 2“ das 
Komma durch das Wort „und“ ersetzt und 
werden die Worte „und des § 24“ gestrichen. 
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